
Auszug aus dem Sozialgerichtsgesetz (SGG)

§12
(5) In den Kammern für Angelegenheiten der Sozialhilfe einschließlich der Angele­

genheiten nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und des Asylbe­
werberleistungsgesetzes wirken ehrenamtliche Richter aus den Vorschlagslisten 
der Kreise und der kreisfreien Städte mit.

§13
(1) Die ehrenamtlichen Richter werden von der nach Landesrecht zuständigen Stelle 

aufgrund von Vorschlagslisten (§ 14) für fünf Jahre berufen; sie sind in angemes­
senem Verhältnis unter billiger Berücksichtigung der Minderheiten aus den Vor­
schlagslisten zu entnehmen. Die zuständige Stelle kann eine Ergänzung der Vor­
schlagslisten verlangen.

(3) Die ehrenamtlichen Richter bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis ihre 
Nachfolger berufen sind. Erneute Berufung ist zulässig. Bei vorübergehendem 
Bedarf kann die nach Landesrecht zuständige Stelle weitere ehrenamtliche Rich­
ter nur für ein Jahr berufen.

§14
(4) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für An­

gelegenheiten der Sozialhilfe einschließlich der Angelegenheiten nach Teil 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch und des Asylbewerberleistungsgesetzes mit- 
wirken, werden von den Kreisen und den kreisfreien Städten aufgestellt.

§16
(1) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht kann nur ausüben, wer 

Deutscher ist und das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat.
(6) Die ehrenamtlichen Richter sollen im Bezirk des Sozialgerichts wohnen oder ih­

ren Betriebssitz haben oder beschäftigt sein.

§17
(1) Vom Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht ist ausgeschlossen,

1. wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von 
mehr als sechs Monaten verurteilt worden ist,

2. wer wegen einer Tat angeklagt ist, die den Verlust der Fähigkeit zur Beklei­
dung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann,

3. wer das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag nicht besitzt.
Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sollen nicht zu ehrenamtlichen 
Richtern berufen werden.

(2) Mitglieder der Vorstände von Trägern und Verbänden der Sozialversicherung, der 
Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen und der Bundesagentur 
für Arbeit können nicht ehrenamtliche Richter sein.



(3) Die Bediensteten der Träger und Verbände der Sozialversicherung, der Kassen­
ärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen, der Dienststellen der Bunde­
sagentur für Arbeit und der Kreise und kreisfreien Städte können nicht ehrenamt­
liche Richter in der Kammer sein, die über Streitigkeiten aus ihrem Arbeitsgebiet 
entscheidet.

(5) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht, der zum ehrenamtlichen 
Richter in einem höheren Rechtszug der Sozialgerichtsbarkeit berufen wird, en­
det mit der Berufung in das andere Amt.

§ 18
(1) Die Übernahme des Amtes als ehrenamtlicher Richter kann nur ablehnen,

1. wer die Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch er­
reicht hat,

2. wer in den zehn der Berufung vorhergehenden Jahren als ehrenamtlicher 
Richter bei einem Gericht der Sozialgerichtsbarkeit tätig gewesen ist,

3. wer durch ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit so in Anspruch ge­
nommen ist, dass ihm die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden 
kann,

4. wer aus gesundheitlichen Gründen verhindert ist, das Amt ordnungsgemäß 
auszuüben,

5. wer glaubhaft macht, dass wichtige Gründe ihm die Ausübung des Amtes in 
besonderem Maße erschweren.

§ 19
(1) Der ehrenamtliche Richter übt sein Amt mit gleichen Rechten wie der Berufsrich­

ter aus.

(2) Die ehrenamtlichen Richter erhalten eine Entschädigung nach dem Justizvergü- 
tungs- und -entschädigungsgesetz.

§35
(1) Die ehrenamtlichen Richter beim Landessozialgericht müssen das dreißigste Le­

bensjahr vollendet haben; sie sollen mindestens fünf Jahre ehrenamtliche Richter 
bei einem Sozialgericht gewesen sein.


